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1.0 Allgemeines

1.01 Vorbemerkung

Die Gemeinde Jembke ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Boldecker Land. Nach den
Darstellungen des Landesraumordnungsprogramms (LROP) Niedersachsen von 1994
ist die Samtgemeinde Boldecker Land und damit auch die Gemeinde Jembke dem Ord-
nungsraum Braunschweig zugeordnet. Danach sind MaRnahmen durchzufiihren, die dazu
beitragen, diese Rdume in ihrer Entwicklungsféhigkeit zu erhalten.

Diese Vorgaben aus dem LROP wurden als verbindliche Festlegungen in das Regionale
Raumordnungsprogramm (RROP) des Zweckverbandes GrofRraum Braunschweig uber-
nommen.

Besondere Entwicklungsaufgaben wurden auf die Gemeinde Jembke durch das RROP des
Zweckverbandes GroRraum Braunschweig nicht tbertragen. Somit kann die Gemeinde
Jembke nur auf der Grundlage des Baugesetzbuches im Rahmen der Eigenentwicklung
durch planerische Schritte ausreichend Bauland zur Verfugung stellen.

Das RROP des Zweckverbandes GroRraum Braunschweig ist am 01.09.1996 in Kraft
getreten.

Ostlich der Ortslage von Jembke ist die Niederung der Kleinen Aller als Vorranggebiet fiir
Natur und Landschaft (D 2.1 10) sowie als Vorsorgegebiet fiir Erholung (D 3.8 04) dar-
gestellt. Hier verlauft auch eine 110 kV-Elt-Freileitung (D 3.5 07 bis D 3.5 09).

Nach den landesplanerischen Zielvorgaben missen in diesen Gebieten und an diesen
Standorten alle raumbedeutsamen Planungen und Mal3nahmen mit der jeweils festgelegten
vorrangigen Zweckbestimmung vereinbar sein; dieses gilt auch fir die rédumliche Entwicklung
in der néheren Umgebung (LROP 1994, Teil |, B 8 02, siehe Anhang zum RROP).

Die Ortslage der Gemeinde ist entsprechend der Darstellung im RROP umgeben von Fl&-
chen, die als Vorsorgegebiet fiir Landwirtschaft (D 3.2 02) festgelegt sind. Westlich und
stidéstlich der Ortslage sind kleine Teilbereich als Vorsorgegebiet fiir Forstwirtschaft (D
3.3 07) dargestellt. Entsprechend der Erlduterungen zum RROP sind fiir solche Bereiche alle
raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen so abzustimmen, dass diese Gebiete in ih-
rer Eignung und besonderen Bedeutung méglichst nicht beeintrachtigt werden.

Nach den landesplanerischen Zielvorgaben sind in diesen Gebieten alle raumbedeutsamen
Planungen und Mafnahmen so abzustimmen, dass diese Gebiete in ihrer Eignung und be-
sonderen Bedeutung méglichst nicht beeintréchtigt werden.

Bei der Abwégung konkurrierender Nutzungsanspriiche ist der festgelegten Zweckbestim-
mung ein hoher Stellenwert beizumessen, im Einzelfall ist jedoch eine abweichende Ent-
scheidung méglich (LROP 1994, Teil |, B 9 02).

Vorsorgegebiete haben im Vergleich zu Vorranggebieten und Vorrangstandorten eine ab-
geschwéchte Bindungswirkung. Der Vorsorgeaspekt steht mehr im Vordergrund als der Si-
cherungsaspekt. Diese Gebiete sind ein Instrument der Bestands- und Funktionssicherung
aber auch der Vorsorgeplanung fur kunftige Entwicklungen. Andere Planungen und Mal-
nahmen mussen hierauf so abgestimmt werden, dass eine Beeintrachtigung der jeweiligen
Zweckbestimmung moglichst vermieden wird. Dies hat nicht den grundsatzlichen Ausschluss
entgegenstehender Nutzungen zur Folge. Die Vorsorgegebietsausweisung hat jedoch in der
Abwagung gegentiber konkurrierenden Raumansprichen in dem Gebiet einen hohen Stel-
lenwert.



Westlich der Ortslage, westlich der hier vorgesehenen Ortsumgehung der B 248 (Hauptver-
kehrsstraRe mit liberregionaler Bedeutung — erforderlich, bedarf weiterer Abstimmung
- D 3.6.3 05) ist eine Abwasserverwertungsfldche (D 3.9.2 02) im RROP festgelegt. Zu
dieser Abwasserverwertungsflache fuhrt nérdlich der Ortslage von Wolfsburg kommend eine
Hauptabwasserleitung (D 3.9.2).

Im Bereich der Trassen B 248 und K 120 ist eine Fernwasserleitung (D 3.9.1 02/03/06)
dargestellt.

Auch nach der Neufassung des RROP 2008, Satzungsbeschluss vom 20.12.2007, stimmen
die zeichnerischen Festsetzungen im Wesentlichen mit denen des wirksamen RROP Uber-
ein.

Die Gemeinde Jembke ist gepragt durch landwirtschaftliche Nutzungen, mittelstdndische
gewerbliche Betriebe, Fremdenverkehrs- und Handwerksbetriebe. Eine groBe Anzahl der
Bevolkerung hat ihren Arbeitsplatz im nahe gelegenen Volkswagenwerk in Wolfsburg. Dar-
Uber hinaus sind als Arbeitsplatze die Stadt Gifhorn und teilweise auch die Stadt Braun-
schweig anzusehen. Jembke ist Uber die B 248 (Wolfsburg-Brome) sowie die K 120 sehr gut
an das regionale Verkehrsnetz angebunden. Der nachste Autobahnanschluss besteht bei
Wolfsburg an die A 39.

Die Gemeinde Jembke hat z.Zt. ca. 2000 Einwohner.

1.02 Planungsanlass, Ziel und Zweck der Planung

In dem aus dem Jahre 1977 stammenden Bebauungsplan ,Nachtweide“ wurden stdlich der
Hoitlinger StralRe u.a. Baugrenzen festgesetzt, die nicht mehr den im Laufe der Jahre verén-
derten Nutzungsanspriichen entsprechen. Um hier den Eigentimern, z.B. fur deren Kinder,
die Méglichkeit zur rlckwartigen Bebauung ihrer Grundstiicke geben zu kénnen, wird der
Bebauungsplan an die gednderten Nutzungsanspriiche angepasst.

Weiterer Handlungsbedarf besteht auch fiir die Grundstticke Hoitlinger Strale 14, 16, 18 und
20. Zum einen hat auf diesen Grundstticken, wie auch im gesamten durch die Plananderung
erfassten Bereich, die Wohnnutzung Vorrang. Landwirtschaftliche Betriebe, die der néheren
Umgebung ein dérfliches Geprage geben, sind nicht vorhanden. Hinzu kommt ein unter-
schiedlicher Regelungsinhalt zwischen der wirksamen Fassung des F-Planes der Samtge-
meinde Boldecker Land und dem B-Plan ,Nachtweide” beziliglich der Arten der baulichen
Nutzungen. Wahrend der F-Plan fir die betroffenen Grundstiicke die Darstellung als ,Wohn-
bauflachen” enthalt, setzt der B-Plan ,Dorfgebiete” fest. Da der Gesetzgeber aber vor-
schreibt, dass Bebauungspléne aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln sind, ist hier
eine Klarstellung erforderlich. Fur die Grundstiicke Hoitlinger StralRe 14, 16, 18 und 20 ist die
Art der baulichen Nutzung in ,Allgemeine Wohngebiete“ zu andern.

Der Bebauungsplan verfolgt den Zweck, far seinen Geltungsbereich insbesondere die Nut-
zung und Uberbauung der Grundstiicke zu regeln.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes kommt die Gemeinde ihrer Verpflichtung aus den
Vorgaben des Baugesetzbuches (BauGB) nach, Bauleitplédne aufzustellen, sobald und so-
weit es fur die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 BauGB -
Planungserfordernis).

Die Gemeinde Jembke erachtet ihre Planung als an die Ziele der Raumordnung gem. § 1
Abs. 4 BauGB angepasst.



1.03 Entwicklung aus dem Fldchennutzungsplan

Grundlage fiir die Aufstellung des Bebauungsplanes bildet die wirksame Fassung des Fla-
chennutzungsplanes. Im wirksamen Flachennutzungsplan der Samtgemeinde Boldecker
Land sind in dem Bereich, fur den dieser Bebauungsplan aufgestellt wird, Wohnbauflachen
gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO dargestellt. Somit wird das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs.
2 BauGB, wonach Bebauungspléne aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln sind, ein-
gehalten.

1.04 Geltungsbereich

Der Geltungsbereich umfasst Flachen sudlich der Hoitlinger Strafle, die im Bebauungsplan
_Nachtweide* zum Teil als Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO) und als Dorfgebiete (§ 5
BUNVO) festgesetzt sind.

Der genaue Geltungsbereich ist aus dem vorliegenden Bebauungsplan zu entnehmen.

1.05 Rechtsgrundlagen

Der Bebauungsplan enthélt die rechtsverbindlichen Festsetzungen, die zur Durchsetzung der
stadtebaulichen Ordnung innerhalb seines Geltungsbereiches erforderlich sind. Dem Bebau-
ungsplan liegen die Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) und der dazu ergangenen
Rechtsvorschriften — Baunutzungsverordnung (BauNVO), Planzeichenverordnung (PlanzVO)
— zugrunde.

2. Planinhalte

2.01 ErschlieRung

StraBenverkehrs- und Wegeflachen
Die ruickwartig zu erschlieRenden Grundstlicke werden Uber private Zufahrten, die durch
Baulasten bzw. dingliche Dienstbarkeiten gesichert werden, verkehrlich angebunden.

2.02 Bauliche und sonstige Nutzung

Im vorliegenden Bebauungsplan wird die Art der baulichen Nutzung durch die Festsetzung
Allgemeine Wohngebiete (WA) (§ 4 BauNVO) bestimmt.

Entsprechend der vorhandenen Bauweise wird das Einzel- bzw. Doppelhaus in offener Bau-
weise vorgesehen, da das frei stehende Einzelhaus ortstypisch und landschaftscharakteris-
tisch ist. Mit der Zulassigkeit von Doppelhédusern soll auch eine energie- und baugrundspa-
rende Gebaudeart erméglicht werden. Unter dem Aspekt des sparsamen Umgangs mit dem
zur Verfigung stehenden Grund und Boden (§ 1a Abs. 1 BauGB) erfolgt die Festsetzung
einer maximal zuldssigen Grundflachenzahl (GRZ) von 0,3.

In Anpassung an die bestehende Bebauung wird die Il-geschossige Bauweise festgesetzt.

Die festgesetzten Werte unterschreiten die zuldssigen Obergrenzen nach § 17 Abs. 1
BauNVO und spiegeln die Gebietscharakteristik wieder.

Die Gemeinde ist der Auffassung, dass durch die von ihr vorgesehenen Planinhalte die pla-
nerische Zielsetzung realisiert werden kann.



2.03 Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes (Trinkwasser, Abwasser, Oberflachenwasser,
Léschwasser, Energie und Gas, Abfallentsorgung, Kommunikationstechnik) erfolgt durch den
jeweiligen Ver- und Entsorgungstrager auf der Grundlage der geltenden Rechtsvorschriften
und Regelwerke. Ein Anschluss an die vorhandenen Ver- und Entsorgungsnetze ist grund-
satzlich maglich.

2.03.1 Trinkwasser o ) .
Die Frischwasserversorgung erfolgt durch den Anschluss an die in den éffentlichen Ver-
kehrsflachen vorhandenen Trinkwasserleitungen.

2.03.2 Abwasser

Die Abwésser werden Uber die Trennkanalisation gesammelt und Gber das bestehende
Pumpwerk der zentralen Kléranlage des Abwasserverbandes Wolfsburg zugefiihrt und dort
gereinigt.

2.03.3 Léschwasser . :
Eine ausreichende Léschwasserversorgung ist durch die vorhandenen Einrichtungen sicher-
gestellt.

2.03.4 Oberflichenwasser

Das von den Dachflachen anfallende Oberflichenwasser wird in den vorhandenen Regen-
wasserkanal geleitet. Das aus den durch Uberbauung versiegelten Flachen anfallende Ober-
flachenwasser wird tber den stdlich des Plangebietes verlaufenden Graben der ,Kleinen
Aller* zugefiihrt, so dass die Vorflut sicher gestellt ist.

Im Bereich der Samtgemeinde Boldecker Land besteht fur die Beseitigung des Nie_der—
schlagswassers von den Baugrundstiicken kein Anschluss- und Benutzungszwang. Bei der
Ermittlung der Versickerungsgrundlagen sind die die Empfehlungen des ATV-Arbeitsblattes
A 138 - Voraussetzung, Bemessung und Berechnung von Versickerungsanlagen - zu beach-
ten.

2.03.5 Energie und Gas _
Die ErschlieBung mit Energie und Gas erfolgt durch den Anschluss an die bestehenden An-
lagen der Versorgungstrager in der ,Hoitlinger StraRe*.

2.03.6 Abfallbeseitigung

Fur die Abfallbeseitigung ist die Abfallentsorgungssatzung des Landkreises Gifhorn in der
jeweils glltigen Fassung zu beachten (Anschluss- und Benutzungszwang).

Die Nutzer der Grundstiicke haben an den Abfuhrtagen ihre Miillbehélter im Bereich der &f-
fentlichen Verkehrsflachen bereitzustellen. Nach Entleerung der Millbehalter sind die Mill-
gefélle wieder auf die Grundstiicke zuriickzubringen. Die Nutzer der Grundstiicke, deren
Grundstucke nicht direkt von den Schwerlastfahrzeugen der Mullabfuhr angefahren werden
kénnen, haben ihre Mullbehalter dort bereitzustellen, wo die Schwerlastfahrzeuge der Mull-
abfuhr ungehindert an- und abfahren kénnen.

2.04 Altlasten

Der Gemeinde sind keine Altlasten aufgrund der bisherigen Nutzung im klnftigen Pl.angebiet
bekannt. AuBerdem ist der Gemeinde nicht bekannt, dass in der Nzhe Qes Plangepletes {f\lt—
lasten vorhanden sind, die sich negativ auf die Nutzung dieses Baugebietes auswirken kén-
nen.



Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfauste, Minen etc.) gefunden werden,
ist die zustandige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder das Kampfmittelbeseitigungs-
dezernat der zentralen Polizeidirektion Hannover umgehend zu benachrichtigen.

2.05 Kreisarchidologie

Es sind in dem geplanten Bereich keine Bodendenkmale bekannt. Es ist aber nicht auszu-
schlieRen, dass bei Bodeneingriffen archéologische Denkmale auftreten, die dann unverzug-
lich der Kreisarchaologie oder dem ehrenamtlich Beauftragten far archaologische Denkmal-
pflege gemeldet werden missen (§ 14 Abs. 1 NDSchG).

Moglicherweise auftretende Funde und Befunde sind zu sichern, die Fundstelle unverandert
zu lassen und vor Schaden zu schitzen (§ 14 Abs. 2 NDSchG).

2.06 Natur- und Landschaftsschutz

Vorbemerkungen

Die Gemeinde Jembke machte fur einen Teilbereich des Bebauungsplanes ,Nachtweide® auf
bisher unbebauten Flachen den Grundstiickseigentiimern die Moéglichkeit einer weiteren Be-
bauung z.B. fur deren Kinder schaffen. Dafir ist die Anderung des Bebauungsplanes
erforderlich.

Lage

Das Plangebiet grenzt stidlich an die Hoitlinger Strafe und dstlich an den Dannhopsweg.
Angrenzend an die éstliche Plangebietsgrenze schlie’t eine Waldflache an.

Nach den einschlagigen Bestimmungen der Nds. Bauordnung (NBauO) und dem Nds. Ge-
setz tber den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) sind zwischen Wald und bauli-
chen Anlagen mit Feuerstétten bestimmte Absténde einzuhalten. Eine gesetzliche Regelung
zur Einhaltung eines Mindestabstandes zwischen Wald und Wohnbebauung zum Schutz vor
umstirzenden Baumen gibt es jedoch nicht. Nach herrschender Meinung wird eine 15 m
breite Abstandsflache flr ausreichend angesehen, denn auch der Eigentimer der Waldfl&-
chen hat die Verpflichtung zur ordnungsgemaéfen, insbesondere nachhaltigen Bewirtschaf-
tung. Dazu gehéren auch VerjingungsmaBnahmen zum Schutz vor schadlichen Auswirkun-
gen.

Gesamtbeurteilung des Eingriffs

Fur die aktuelle Plananderung ist festzustellen, keine UVP-pflichtigen Vorhaben begrindet
werden und keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung von FFH- oder Vogelschutzgebie-
ten vorliegen.

Es ist festzustellen, dass die bauliche Nutzung der Grundstiicke im vorhandenen Umfang
bereits vor der planerischen Entscheidung der Gemeinde erfolgte und auch zuléssig war.
Somit kommt hierfur die Regelung des BauGB zum Tragen, dass ein Ausgleich nicht erfor-
derlich wird (§ 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB).

3. Plandarstellung

Planungsgrundlage fir den Bebauungsplan bilden Ausschnitte aus dem Liegenschaftskatas-
ter im MaRstab 1 : 1.000 und der Deutschen Grundkarte im MaRstab 1 : 5.000.

Die Nutzungsdarstellungen entsprechen der Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 und
der Planzeichenverordnung vom 18.12.1990.



4. Nachrichtliche Ubernahmen

Das Plangebiet liegt insgesamt innerhalb der Zone Il B des im Verfahren befindlichen Was-
serschutzgebietes sowie der zukiinftigen Trinkwasserschutzzone Il B fur das Wasserwerk
Brackstedt / Weyhausen.

Mit Festsetzung der Schutzzonen bzw. mit dem Erlass der Schutzzonenverordnung sind be-
stimmte Handlungen oder MaBnahmen nur noch beschrénkt zuldssig oder sogar verboten.
Anhaltspunkt hierfur die die Musterschutzzonenverordnung vom 15.10.1993.

Beim Bau von Abwasserleitungen ist das ATV-Arbeitsblatt A 142 vom 11.10. 1992 sowie das
Merkblatt ATV-M 146 — Ausflihrungsbeispiele zum o.g. Arbeitsblatt vom April 1995 — zu be-
rlicksichtigen.

Beim Bau von Straen bzw. Park- und Standflichen ist die Richtlinie fiir bautechnische
Malnahmen an Stralen in Wassergewinnungsgebieten — Ausgabe 1982 — (RiStWag) in der
z.Zt. geltenden Fassung zu bericksichtigen.

Der Bau und Gebrauch von Erdreichwarmepumpen oder Warmepumpen mit Erdsonden,
deren Endteufen in oder unterhalb von stockwerkstrennenden Schichten liegen und / oder
deren Warmetragermittel als wassergefahrdend eingestuft sind, sind nicht zuldssig.

Des Weiteren ist der Bau und Gebrauch von Grundwasserwérmepumpen nicht zulassig.

5. Kosten und Finanzierung

Die Finanzierung der MaRnahme ist durch den Haushaltsplan der Gemeinde abgesichert.

6. Hinweise aus der Sicht der Fachplanung

Nieders. Forstamt Danndorf — vom 13.05.2008
Aus Grunden der Gefahrenabwehr ist ein Sicherheitsabstand als baufreie Zone von mind. 25
bis 30 m einzuhalten.
Die geringen Abstédnde im Osten des Plangebietes werden aus Sicht der von uns zu vertre-
tenden Belange nicht beflirwortet. Sollte an den zu geringen Bauabsténden zum Wald fest-
gehalten werden, wére darauf hinzuwirken, dass vertragliche Regelungen den Eigentimer
des angrenzenden Waldes von zusétzlichen Belastungen freistellt, z.B., dass die Verkehrssi-
cherungspflicht am Waldrand als Grunddienstbarkeit auf die angrenzenden Grundstiicke
Ubertragen. Angeregt wird auch eine vertragliche Regelung zur Freistellung des Waldeigen-
timers von Schadensersatzanspriichen Dritter. Dieses ist aber aufgrund der Bestandssitua-
tion nur bei dem 15 m Bauabstand vertretbar.
Anmerkung: ‘
Nach den einschl&gigen Bestimmungen der Nds. Bauordnung (NBauO) und dem Nds.
Gesetz Uber den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) sind zwischen Wald
und baulichen Anlagen mit Feuerstatten bestimmte Absténde einzuhalten. Eine gesetz-
liche Regelung zur Einhaltung eines Mindestabstandes zwischen Wald und Wohnbe-
bauung zum Schutz vor umsttirzenden B&umen gibt es jedoch nicht. Nach herrschen-
der Meinung wird eine 15 m breite Abstandsfl&che fur ausreichend angesehen, denn
auch der Eigentimer der Waldflachen hat die Verpflichtung zur ordnungsgemaRen,
insbesondere nachhaltigen Bewirtschaftung. Dazu gehéren auch Verjingungsmaf-
nahmen zum Schutz vor schadlichen Auswirkungen.
In die aktuelle Planénderung wurden u.a. die im rechtswirksamen B-Plan ,Nachtweide*
sudlich der Hoitlinger Strae verbindlich festgesetzten Baugrenzen mit 3 m Abstand zur
6stlichen Plangebietsgrenze Ubernommen. Auf diese Regelung hat der Eigentliimer der
Flachen auch ohne Plandnderung einen Schutzanspruch.




Aller-Ohre-Verband - vom 13.05.08
Die angestrebte Versickerung des Oberflachenwassers wird begriiRt. Sollte dies aufgrund
der Bodenbeschaffenheit nicht maglich sein, sind geeignete MalRnahmen zu ergreifen, die
die Ableitung des Niederschlagswassers auf das naturliche Maf reduzieren.

Anmerkung:

Wird zur Kenntnis genommen.

Landkreis Gifhorn — vom 16.05.08
Bau- und Planungsamt
Hinweis: Bei der Anderung der Nutzungsart muss auf die vorhandene Bebauung Rucksicht
genommen werden, auch wenn die Festsetzungen dem des Flachennutzungsplanes ange-
passt werden.
Anmerkung:
In dem durch die Plananderung betroffenen Bereich hat die Wohnnutzung Vorrang.
Landwirtschaftliche Betriebe, die der naheren Umgebung ein dérfliches Geprége ge-
ben, sind nicht vorhanden. Der Bereich entspricht, so wie im B-Plan festgesetzt, dem
Gebietscharakter eines allgemeinen Wohngebietes.
Untere Naturschutz- und Waldbehérde
Eine bauliche Verdichtung kénnte z.B. Auswirkungen auf den Lebensraum von Flederméau-
sen haben.
Anmerkung:
Im Umweltbericht, der Bestandteil der Begriindung zum B-Plan ist, wird auf den Arten-
schutz eingegangen. Eingriffe in die Pflanzenwelt und Lebensraume von Tieren fuhren
aufgrund der bisherigen Nutzung nicht zu erheblichen und nachhaltigen Beeintréchti-
gungen. Dem unmittelbaren Plangebiet kommt bezuglich der Flederméuse insgesamt
nur eine geringe Bedeutung zu. Entsprechend der Gebietsstruktur ist mit herausragen-
den Fledermausvorkommen nicht zu rechnen.
Untere Abfallbehérde
Abfallrechtliche Stellungnahme/Mullabfuhr
Die Abfallentsorgungssatzung des Landkreises ist zu beachten.
Anmerkung:
Aussagen zur Abfallentsorgung sind bereits Bestandteil der Begrtindung zum B-Plan.

Unterhaltungsverband Oberaller - vom 15.07.08
Der Abfluss des Niederschlagswassers ist auf das naturliche MaR zu reduzieren. Die M&g-
lichkeit zur Versickerung ist zu prifen.
Anmerkung:
Aufgrund der Bodenbeschaffenheit im Plangebiet ist eine Versickerung des Nieder-
schlagswassers nicht méglich.
Das von den Dachfléchen anfallende Oberflachenwasser wird in den vorhandenen Re-
genwasserkanal geleitet und das aus den durch Uberbauung versiegelten Flachen an-
fallende Oberflachenwasser wird tiber den stidlich des Plangebietes verlaufenden Gra-
ben der ,Kleinen Aller* zugefiihrt, so dass die Vorflut sicher gestellt ist.

Nds. Forstamt Danndorf — vom 29.07.08
Es wird angeregt, eine aus Grunden der Gefahrenabwehr mégliche Anpassung der Bau-
grenzen im Ubergangsbereich zum &stlich angrenzenden Wald in Betracht zu ziehen. Unter
den vorliegenden Verhéltnissen durfen dieses ca. 25 m sein.
Anmerkung:
Kommt die Gemeinde der Anregung des Nds. Forstamtes nach und setzt eine Ab-
standsflache von 25 m zur 6stlichen Plangebietsgrenze fest, wirde dieses zu Entscha-
digungsanspriichen seitens des Grundstlickseigentimers fuhren, da dieser einen



Rechtsanspruch aus der im rechtswirksamen B-Plan ,Nachtweide" festgesetzten bauli-
chen Nutzung besitzt.

Fur die Ubrige Grundstucksflache, die im urspriinglichen B-Plan ,Nachtweide* als nicht
bebaubare Flache festgesetzt war, ist nach den einschligigen Bestimmungen der Nds.
Bauordnung (NBauO) und dem Nds. Gesetz Uber den Wald und die Landschaftsord-
nung (NWaldLG), wonach zwischen Wald und baulichen Anlagen mit Feuerstatten be-
stimmte Absténde einzuhalten sind, eine Abstandsflidche von 15 m vertretbar. Nach
herrschender Meinung wird eine 15 m breite Abstandsfléche fir ausreichend angese-
hen, denn auch der Eigentimer der Waldflachen hat die Verpflichtung zur ordnungs-
geméRen, insbesondere nachhaltigen Bewirtschaftung. Dazu gehéren auch Verjin-
gungsmafinahmen zum Schutz vor schéadlichen Auswirkungen.

7. Umweltbericht

7.01 Einleitung
Kurzdarstellung der Ziele und Zwecke des Bebauungsplanes

Das Plangebiet ist im verbindlichen B-Plan ,Nachtweide* als Dorfgebiet und allgemeines
Wohngebiet festgesetzt. Ebenfalls wurden tberbaubare Flachen festgesetzt, die den gean-
derten Nutzungsanspriichen der Grundstiickseigentiimer nicht mehr gerecht werden. Durch
die Aufstellung des Bebauungsplanes werden diese Flichen fir eine weitere Wohnbebau-
ung neu geordnet.

Weiterhin wird mit der aktuellen Planung eine Klarstellung der Art der baulichen Nutzung fiir
die Grundstiicke Hoitlinger StraRe 14, 16, 18 und 20 vorgenommen. Fir diese Grundstiicke
enthalt die wirksame Fassung des Flachennutzungsplanes der Samtgemeinde Boldecker
Land die Darstellung als Allgemeine Wohngebiete, im B-Plan ,Nachtweide“ sind diese
Grundstiicke als Dorfgebiet festgesetzt. Da der Gesetzgeber aber vorschreibt, dass Bebau-
ungspléne aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln sind, wird die Art der baulichen Nut-
zung an die Darstellungen des Flachennutzungsplanes angepasst.

Umweltschutzziele aus (ibergeordneten Fachgesetzen und Fachplanungen und
ihre Beriicksichtigung

Sparsamer und schonender Umgang mit dem Boden

Vorrangiges Ziel des Bebauungsplanes ist, nach den Zielen der beabsichtigten Nutzung die
betroffenen Bereiche neu zu ordnen. Dabei sollen die Fléchen vertréglichen Nutzungen zu-
gefuhrt und bauliche MaRnahmen so gestaltet werden, dass gesunde Wohn- und Arbeitsver-
héltnisse geschaffen werden. Mit diesem Ziel wird der Anforderung des § 1 a Abs. 2 Satz 1
BauGB entsprochen, dass mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen wer-
den soll. :

7.02. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

Bestandsaufnahme und Bewertung des Umweltzustandes und der Umwelt-
merkmale

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale werden nachfolgend auf das je-
weilige Schutzgut bezogen dargestellt, um die besondere Empfindlichkeit von Umweltmerk-
malen gegeniber der Planung herauszustellen und Hinweise auf ihre Beriicksichtigung im
Zuge der planerischen Uberlegungen zu geben. AnschlieRend wird die mit der Durchfilhrung
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der Planung verbundene Verédnderung des Umweltzustandes dokumentiert und bewertet.
Die mit der Planung verbundenen Umweltwirkungen sollen deutlich herausgestellt werden,
um daraus anschlieBend MaRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
erheblich negativer Umweltwirkungen abzuleiten.

Schutzgut Mensch

Fir den Menschen sind im Zusammenhang mit der angestrebten Planung keine wesentli-
chen Auswirkungen auf das Wohnumfeld (L&rm und Immissionen sowie visuelle Beeintréch-
tigungen) und die Erholungsfunktion (L&rm, Landschaftsbild und Barrierewirkung) zu erwar-
ten. Von den durch die Bebauung ausgehenden Wirkungen sind die angrenzenden bereits
bebauten Bereiche unmittelbar betroffen.

Hausliche Abfille werden entsprechend der Abfallentsorgung des Landkreises Gifhorn ent-
sorgt.

Bewertung

Luftschadstoffe

Der durch die Neuordnung des Plangebietes hinzukommende Verkehr wird zu einer weiteren
Erhéhung der Vorbelastung angrenzender Baugebiete durch Abgase flhren. Durch die an-
gestrebte Planung entsteht aber gegentiber der bereits vorhandenen Belastung keine we-
sentliche zus&tzliche Belastung in der Ortslage.

Verkehrslarm

Das Plangebiet wird durch die Hoitlinger StraRe erschlossen. Hierbei handelt es sich um ei-
nen Verkehrsweg, der erheblichen Durchgangsverkehr aufnehmen muss. Von daher ist be-
reits die stadtebauliche Situation entlang dieser StraRe in erheblichem MaRe durch Ver-
kehrslarm vorbelastet.

Abfallentsorgung _

Beeintrachtigungen der menschlichen Gesundheit durch ungeordnete Abfallentsorgung sind
im Plangebiet nicht zu erwarten, so dass hierdurch voraussichtlich keine erheblichen Um-
weltauswirkungen auftreten werden.

Schutzgut Tiere und Pflanzen

Auf der Grundlage des Bundesnaturschutzgesetzes sind Tiere und Pflanzen als Bestandteil
des Naturhaushaltes in ihrer natirlichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu schit-
zen. lhre Lebensraume sowie sonstigen Lebensbedingungen sind zu schitzen, zu pflegen,
zu entwickeln und ggf. wiederherzustellen.

Das Plangebiet ist aufgrund seiner Nutzung komplett anthropogen (durch den Menschen)
beeinflusst. Auf den Grundstlicken werden nicht bebaute Teile als wohnungsnahe Griinfla-
chen und als Stellplatzflachen genutzt, so dass Vorkommen gefahrdeter Tier- und Pflanzen-
arten eher unwahrscheinlich sind. Als streng geschutzte Tierarten von gemeinschaftlichem
Interesse gem. Anhang: IV der EU FFH Richtlinie (EG 2006/105 FFH) sind alle einheimi-
schen Fledermause streng bzw. besonders geschitzt nach dem Bundesnaturschutzgesetz.
Entsprechend der Gebietsstruktur ist mit herausragenden Fledermausvorkommen indes
nicht zu rechnen.

Bewertung

Im Plangebiet filhren Eingriffe in die Pflanzenwelt und Lebensrdume von Tieren aufgrund der
bisherigen Nutzung nicht zu erheblichen und nachhaltigen Beeintréchtigungen. Dem unmit-
telbaren Plangebiet kommt bezlglich der Flederméuse insgesamt nur eine geringe Bedeu-
tung zu. Bei landesweit ungefahrdeten ubiquitaren Arten wie Amsel, Singdrossel, Buchfink
oder Blaumeise sind keine populationsrelevanten Beeintréchtigungen zu erwarten.
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Schutzgut Boden

Mit Grund und Boden soll gem&R § 1 Abs. 2 BauGB sparsam umgegangen werden. Durch
die Neuordnung der Fldchen tritt jedoch gegentiber der bisherigen Nutzung keine veranderte
Situation ein.

Bewertung:

Eine Beeintrachtigung des Schutzgutes Boden ist nicht anzunehmen.

Schutzgut Wasser

Die Bewirtschaftung des Wasserhaushalts ist mit dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung
i.S. von § 1 Abs. 5 BauGB so zu entwickeln, dass auch nachfolgenden Generationen ohne
Einschrénkung alle Optionen der Gewéssernutzung offen stehen.

Das Wasserleitvermégen, das Grundwasseraufkommen und die Grundwasserneubildungsra-
te sind aufgrund der baulichen Vorbedingungen im Plangebiet als gering einzustufen. Ober-
flachengewdsser befinden sich hier nicht.

Bewertung:

Auf den nicht versiegelten Flachen besteht in geringem MaRe die Méglichkeit der Grundwas-
serneubildung. Das Vorkommen von Bodenlebewesen kann auf diesem Fléchen erhalten
werden. Dennoch ist das Schutzgut Wasser voraussichtlich nicht oder nur wenig erheblich
durch die Planung beeinflusst.

Schutzgut Luft und Klima

Durch die stark befahrene Hoitlinger StraRe am Rande des Plangebietes wird die Luftqualitat
beeinflusst. Die vorhandene Vegetation hilft Staub zu binden und beeinflusst das Kleinklima
innerhalb des Plangebietes. Somit wird die Beeintréchtigung der Luft und des Klimas bis zu
einem gewissen Grade wieder ausgeglichen.

Bewertung:

Erhebliche klimatische Beeintréchtigungen durch das Plangebiet aus Versiegelung, Uber-
bauung sowie Verkehrsemissionen sind aufgrund seiner Vornutzung nicht zu erwarten. Fur
das Schutzgut Klima/Luft ergibt sich kein Kompensationsbedarf.

Schutzgut Landschaft

Das Plangebiet selbst und die angrenzenden Bereiche sind durch eine weitreichende Be-
bauung bereits stark anthropogen beeintrachtigt.

Aufgrund seiner Lage und Auspragung sowie die umgebende weitere Landschaft hat das
Plangebiet keinen hohen Stellenwert fur die innerértliche landschaftsbezogene Erholung.
Bewertung:

Bei der Realisierung des Bebauungsplanes ist mit einer Beeintrachtigung des Schutzgutes
Landschaft voraussichtlich nicht zu rechnen.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgiiter

Unter Kultur- und sonstigen Sachgutern sind Guter zu verstehen, die Objekte von gesell-
schaftlicher Bedeutung als architektonisch wertvolle Bauten oder archiologische Schatze
darstellen und deren Nutzbarkeit durch das Vorhaben eingeschrankt werden kénnte. Das
Plangebiet beeintréchtigt aufgrund seiner Lage keine Kultur- und sonstigen Sachgiiter.
Bewertung:

Aufgrund der Lage des Plangebietes wird das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgliter
nicht beeinflusst.
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Wechselwirkungen zwischen Belangen des Umweltschutzes
Erhebliche Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern Mensch einerseits und Tieren,
Pflanzen, Boden, Wasser, Luft und Klima andererseits sowie Kultur- und Sachgutern sind

aufgrund der Neuordnung der bereits beplanten und bebauten Bereiche nicht zu erwarten.

Firr die bisher unbebauten Fléchen ware auch die weitere Nutzung als Gartenflachen denk-
bar. Die Durchfihrung dieser Uberlegung hatte allerdings zur Konsequenz, dass an anderer
Stelle neue Bauflachen zusétzlich auszuweisen wére. Gegenuber dieser Inanspruchnahme
von unverbrauchten Flachen wird der Nutzung der gewahlten Flache der Vorzug gegeben.

Prognose

Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der Planung

Im Zuge der Realisierung der Planung treten keine veranderten Bedingungen gegenuber der
urspringlichen, moglichen Nutzung ein. Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft sowie an-
dere Schutzgiter wie Pflanzen und Tiere, die Landschaft und die Wechselwirkungen zwi-
schen Landschaft und Siedlung, werden durch die aktuelle Planung nicht vorbereitet.

Prognose bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Ohne die Neuordnung wird das Gelénde weiterhin anthropogen beeinflusst. Die Bedeutung
fur entsprechende Tier- und Pflanzenarten sowie das Kleinklima werden durch die bisherige
zulassige Nutzung eingeschrankt.

MaRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich nachteiliger
Umweltauswirkungen

Mit der Neuordnung der Flachen ist keine zuséatzliche Flachenversiegelung verbunden, die
eine Beeintrachtigung der Schutzglter Arten und Lebensgemeinschaften (Biotopfunktion)
sowie Boden und Grundwasser bedeutet. Da keine Beeintrachtigung dieser Schutzguter
festzustellen ist, sind Mafnahmen zum Ausgleich nicht erforderlich.

Anderweitige Planungsmadglichkeiten

Standort

Bei der Standortwahl und den damit verbundenen Eingriffen in den Naturhaushalt und das
Landschaftsbild wurden vorrangig Flachen untersucht, die far den Naturhaushalt von gerin-
ger Bedeutung und aufgrund ihrer Lage tatsachlich geeignet und verflgbar sind.

Planinhalt

In der Abwagung verschiedener stadtebaulicher Varianten wurde eine Losung erarbeitet, die
auch im Interesse der besseren Erschliefung und der Wirtschaftlichkeit méglichst keine wei-
tere Beeintrachtigung der Schutzgter anstrebt.

7.03 Zusitzliche Angaben

Technische Verfahren bei der Umweltpriifung
Zur Beurteilung der Planung aus der Sicht von Natur und Landschaft wurde der rechtsver-
bindliche B-Plan ,Nachtweide” herangezogen.

Hinweise zur Durchfiihrung der Umweltiiberwachung

Im Rahmen der Neuordnung der durch die Planung beanspruchten Flachen ergeben sich
keine zusatzlichen erheblichen Umweltwirkungen, die gemaR § 4 c BauGB von der Gemein-
de zu Uiberwachen sind.
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Allgemein verstidndliche Zusammenfassung

Durch den vorliegenden Bebauungsplan wird ein Teilbereich des Bebauungsplanes ,Nacht-
weide" erfasst, in dem die Festsetzung als Allgemeine Wohngebiete (WA) und als Dorfgebie-
te (MD) mit entsprechenden tberbaubaren Fldchen enthalten ist.

Da es sich jedoch gezeigt hat, dass die seinerzeit vorliegenden Griinde zur Ausweisung die-
ser Flachen und Nutzungen nicht mehr den verénderten Bedirfnissen der Grundstiicksei-
gentimer und den Darstellungen des wirksamen Flachennutzungsplanes der Samtgemeinde
Boldecker Land entsprechen, hat sich die Gemeinde Jembke fiir eine Neuordnung entschie-
den.

Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne von § 2 Abs. 4 BauGB sind durch
die Neuordnung der Flachen nicht zu erwarten, da diese durch die bestehende Nutzung be-
reits komplett anthropogen (durch den Menschen) beeinflusst sind. Die bauliche Nutzung der
Grundstticke im vorhandenen Umfang erfolgte bereits vor der planerischen Entscheidung der
Gemeinde und war daher auch zulédssig. Somit kommt hierfirr die Regelung des BauGB zum
Tragen, dass ein Ausgleich nicht erforderlich wird (§ 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB).

8. Verfahrensvermerk

Die Begriindung hat mit dem dazugehérigen Bebauungsplan geméR § 3 Abs. 2 BauGB in
der Zeit vom 01.07.2008 bis 01.08.2008 é&ffentlich ausgelegen. Sie wurde unter Behand-
lung/Berticksichtigung der zum Bauleitplanverfahren eingegangenen Stellungnahmen in der
Sitzung am 11.09.2008 durch den Rat der Gemeinde Jembke beschlossen.

en 22.09.2008 : N

gez. Schulze
Blrgermeister




Anlage

Zusammenfassende Erkldrung gem. § 10 (4) BauGB

Ziel der Planaufstellung

Um den Eigentimern die Méglichkeit zur riickwartigen Bebauung ihrer Grundstiicke geben
zu kénnen, wird der Bebauungsplan ,Nachtweide an die gednderten Nutzungsanspriiche
angepasst.

Weiterer Handlungsbedarf besteht auch fiir die Grundstiicke Hoitlinger Strake 14, 16, 18 und
20. Zum einen hat auf diesen Grundstiicken, wie auch im gesamten durch die Planénderung
erfassten Bereich, die Wohnnutzung Vorrang. Landwirtschaftliche Betriebe, die der naheren
Umgebung ein dérfliches Geprége geben, sind nicht vorhanden.

Verfahrensablauf
Die Unterrichtung tber die voraussichtlichen Auswirkungen des Planes im Rahmen der friih-
zeitigen Beteiligung der Offentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) fand am 05.05.2008 statt.

In der fruhzeitigen Behordenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Behdrden und
sonstigen Tréger &ffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung bertihrt
wird, gem. § 4 Abs. 1 BauGB auch zur AuRerung im Hinblick auf den erforderlichen Umfang
und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB bis zum 19.05.2008 auf-
gefordert.

Stellungnahmen, die zu einer Anderung der Planung gefiihrt hatten, wurden nicht abgege-
ben.

Im Rahmen der &ffentlichen Auslegung gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB wurde der
Bebauungsplan mit Begriindung und Umweltbericht den Behérden und sonstigen Tragern
offentlicher Belange und der Offentlichkeit in der Zeit vom 01.07. bis 01.08.2008 vorgestellt.
In diesem Verfahrensschritt wurde vom Nieders. Forstamt Danndorf angeregt, die Baugren-
zen im Ubergangsbereich zum &stlich angrenzenden Wald aus Griinden der Gefahrenab-
wehr auf ca. 25 m festzusetzen. Dieser Anregung wurde nicht gefolgt, da einerseits ein
Rechtsanspruch auf Bebauung des Grundstiickes aus dem rechtswirksamen B-Plan »Nacht-
weide" besteht. Fur die bisher nicht bebaubare Flache wird, unter Berlcksichtigung der ein-
schlagigen Bestimmungen der Nieders. Bauordnung und dem Nieders. Gesetz Uber den
Wald und die Landschaftsordnung, wonach zwischen Wald und baulichen Anlagen mit Feu-
erstatten bestimmte Abstdnde einzuhalten sind, ein Abstand von 15 m zur angrenzenden
Waldfl&che fur vertretbar angesehen.

Beurteilung der Umweltbelange

Durch die bereits vorhandene bauliche Nutzung der Grundstiicke wird mit der aktuellen Pla-
nung kein weiterer Eingriff in Boden, Natur und Landschaft vorbereitet, so dass keine weite-
ren MaRnahmen erforderlich sind.

Abwédgungsvorgang

Im Planverfahren sind keine Stellungnahmen eingegangen, die zu einer Anderung der Pla-
nung gefuhrt hatten.

Die Umweltbelange wurden ausreichend gewtrdigt. Weitergehende MaRnahmen sind nicht
erforderlich.

Der Bebauungsplan wurde im Rahmen der Abwagung in seiner festgesetzten Gebietsab-
grenzung von der Gemeinde am 11.09.2008 als Satzung beschlossen.



	Bebauungsplan Nachtweide , 1. Änderung
	Geltungsbereich Nachtweide, 1. Änderung
	Planansicht Nachtweide 1. Änderung
	Planzeichenerklärung Nachtweide, 1. Änderung
	Präambel Nachtweide, 1. Änderung

	Bebauungsplan Nachtweide , 1. Änderung_Begründung

